
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

VIX ZR 65/72 URTEIL Den Parteien an 
Verkündungs Statt 
zugestellt am 
13. März 1974 
Horn,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

derEflHHV-IflHIBIp-Gemeinschaft e.V.,
baamtKKf cmmSSamm,vertreten durch ihren Notvorstand Jürgen 
Otto FflHHP, ebenda,

und

Prozeßbevollmächtigte:

Beklagten, Berufungsklägerin 
und Revisionsklägerin,
Rechtsanwälte

gegen

den Architekten Claus K^pgarten t

Kläger, Berufungsbeklagten 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat im 
schriftlichen Verfahren durch die Richter Schmidt, Erbel, 
Dr. Girisch, Dr. Recken und Doerry

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Braunschweig vom 2. März 1972 aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an den 2. Zivilsenat des Berufungsgerichts 
zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger war für die Beklagte, die als eine Eigen­
heim-Interessengemeinschaft in den Jahren 1964/1965 in

für ihre Mitglieder als Bauträger 
Eigenheime errichtete, als Architekt tätig.

Am 11. Januar 1966 erteilte er der Beklagten eine 
Rechnung über ”1. Architekten-Honorarabschlagszahlung 
Waggum IIM in Höhe von 53*880 DM für Vorentwurf, Entwurf 
und Bauvorlagen. Auf diese Rechnung setzten der Vorsitzende 
der Beklagten und sein Stellvertreter unter dem Wort 
"anerkannt” und dem Datum vom 12. Januar 1966 ihre Unter­
schrift und den GeschäftsStempel der Beklagten.
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Der Kläger hat diesen Betrag nebst Zinsen emgekiagt. 
Die Beklagte bestreitet die Forderung und rechnet hills- 
weise mit Gegenforderungen auf.

Das Landgericht hat die Beklagte unter Abweisung der 
weitergehenden Klage zur Zahlung von 42.337»48 DM nebst 
Zinsen verurteilt. Das Oberlandesgericht hat dem Kläger 
auf die Berufung der Beklagten nur 20.194.01 DM nebst 
Zinsen zugesprochen.

Mit der Revision, deren Zurückweisung der Kläger be­
antragt, verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsan­
trag weiter.

Entscheidungsgründe:

I.

Das Berufungsgericht geht von einer von der Beklagten 
anerkannten Honorarforderung des Klägers in Höhe von 
53.380 DM aus. Es bringt davon geleistete Zahlungen in 
Höhe von 19.500 DM in Abzug, läßt die Aufrechnung mit 
Gegenforderungen in Höhe von 14.185,99 DM durchgreifen 
und kommt so zu einem von der Beklagten noch zu zahlen­
den Betrag von 20.194,01 DM.

Dieser Ausgangspunkt des Berufungsgerichts ist ver­
fehlt. 1

1. Das Landgericht hat dem Kläger 22.636,48 DM für 
die Erstellung von Vorentwurf, Entwurf und Bauvorlagen 
für ?2 Häuser sowie 19.701 DM für statische Berechnungen,
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Baubetreuung und Nebenkosten, also insgesamt 42*337,48 DM, 
nebst Zinsen zuerkannt. Die weitergehende Klage hat es 
abgewiesen. Die von der Beklagten geltend gemachten Til­
gungen und hilfsweise zur Aufrechnung gestellten Gegenfor­
derungen hat es dabei als unsubstantiiert angesehen. Gegen 
dieses Urteil hat allein die Beklagte Berufung eingelegt.
Das Berufungsgericht hätte daher überhaupt nur noch von 
einer möglichen Forderung des Klägers in Höhe von 42.337,48 DM 
ausgehen dürfen. In Höhe von 11.542,52 DM war seine Forde­
rung bereits rechtskräftig abgewiesen.

2. Der Anerkennungsvermerk der Beklagten kann nur 
für den Betrag von Bedeutung sein, der dem Kläger nach 
der Gebührenordnung für Architekten (GOA) für die in der 
Rechnung enthaltenen Leistungen (Vorentwurf, Entwurf, 
Bauvorlagen) zustehen kann. Die Gebührensätze der GOA 
stellen den Höchstpreis für die genannten Leistungen dar 
(§ 1 Abs. 2 VO PR Nr. 66/50). Entgegenstehende Vereinba­
rungen sind nichtig (BGHZ 60, 199, 201, 205). Die Beklagte 
könnte daher auch an einem Anerkenntnis nicht festgehalten 
werden, soweit darin Gebühren anerkannt sind, die über den 
Sätzen der GOA liegen. Dazu, welche Gebühren nach der GOA 
zulässig sind, hat das Berufungsgericht jedoch keine Fest­
stellungen getroffen.

II.

Das Berufungsgericht wertet den Anerkennungsvermerk 
als ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis, das alle 
Einwendungen tatsächlicher oder rechtlicher Art, die der
Schuldner (Beklagte^ bei der Abrrnbe kan-rt,. oaer mit denen 
er zumindest habe rechnen r**■ if ■. n . 1 t aus-
s c h J  j e i j v .



Dagegen wendet sich die Revision mit Erfolg.

1. Die Feststellung des Inhalts eines solchen Anerken­
nungsvermerks und seine Auslegung sind zwar im wesentlichen 
Sache des Tatrichters (BGH Urt. vom 19. September 1963
- Ill ZE 121/62 - = LM Nr. 2 zu § 781 BGB; vom 29. Februar 13
- VII ZR 98/65 - = LM Nr. 5 zu § 781 BGB). Das Berufungsge- 
rieht hat jedoch nicht bedacht, daß einem solchen "Aner­
kenntnis" je nach dem Willen der Parteien eine unter­
schiedliche Bedeutung zukommen kann. Die Festlegung reicht 
jeweils nur soweit, wie es dem erklärten Willen der Par­
teien entspricht (BGH Urt. vom 16. April 1962 - VII ZR 47/61 - 
= WM 1962, 742). Das Berufungsgericht hätte daher folgendes 
in seine Erwägungen einbeziehen müssen:

a) Im allgemeinen liegt zwar der Zweck des bestätigen­
den Schuldanerkenntnisses darin, eine dem Grunde oder der 
Höhe nach umstrittene Forderung dem Streit der Parteien zu 
entziehen und vergleichsweise endgültig festzulegen. Dieser 
Zweck kann nur dadurch erreicht werden, daß dem Anerkennen­
den seine bis dahin entstandenen Einwendungen abgeschnit­
ten sind. Allerdings wird regelmäßig anzunehmen sein, daß 
er nach wie vor Rechtsbehelfe geltend machen darf, von de­
nen er nichts weiß und mit denen er auch nicht rechnet 
(BGH Urt. vom 29. Februar 1968 - VII ZR 98/65 - = LM Nr. 5 
zu § 781 BGB).

b) Die Bedeutung eines solchen AnerkennungsVermerks 
kann sich aber auch darin erschöpfen, eine für berechtigt 
gehaltene Forderung zu bestätigen und somit als Beweis­
mittel zu dienen (BGH Urt. vom 4. Mai 1961 - VII ZR 43/60 - 
= Betrieb 1961, 1021; vgl. Soergel/Siebert, 10. Aufl.
Rdn. 49 zu §§ 780, 781 BGB m.w.N.). Aus einem solchen 
"Anerkenntnis" folgt nicht mehr als eine Umkehrung der 
Beweislast.
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2. Das Berufungsgericht konnte daher nicht ohne weite­
res in dem Anerkennun^svermerk der Beklagten ein bestätigen­
des Schuldanerkenntnis sehen. Es hätte vielmehr klären müs­
sen, welche Bedeutung nach dem Willen der Parteien der An­
erkennungsvermerk tatsächlich haben sollte.

Handelt es sich bei dem Anerkennungsvermerk nur um 
eine bloße Bestätigungserklärung, dann muß die Beklagte 
den Gegenbeweis führen, daß dem Kläger tatsächlich keine 
oder nur geringere Ansprüche für Vorentwurf, Entwurf und 
Bauvorlagen zustehen. Die Beklagte hat dies behauptet und 
unter Beweis gestellt (GA I 155).

Soweit der Kläger über die in der Rechnung vom 
11. Januar 1966 aufgeführten Leistungen hinaus Ansprüche 
für die statischen Berechnungen, Baubetreuung und Neben­
kosten erhebt und diese ihm das Landgericht zugesprochen 
hat, sind diese Forderungen weder durch den Anerkennungs­
vermerk im Sinne eines bestätigenden Schuldanerkenntnisses 
noch im Sinne einer Bestätigungserklärung erfaßt. Es kommt 
daher dem Kläger auch eine Umkehrung der Beweislast nicht 
zugute. Er muß vielmehr dartun und bei einem Bestreiten 
der Beklagten beweisen, daß ihm diese Leistungen übertra­
gen waren und er sie vertragsgemäß erbracht hat.

Soweit die Beklagte allerdings gegenüber der Gebühren- 
forderung des Klägers Ansprüche auf Minderung oder Schadens­
ersatz wegen Mangelhaftigkeit des Architekten- oder Statiker­
werkes geltend macht, ist zu beachten, daß die Beklagte dem 
Kläger Gelegenheit hätte geben müssen, seine angeblich 
fehlerhaften Arbeiten nachzubessern, falls dies nicht aus 
besonderen Gründen für sie unzumutbar gewesen sein sollte 
(BGB Urt. vom 28. Februar 1966 - VII ZR 287/63 - = Schäfer/ 
Finnern Z. 3.01 Bl. 3^8 m.w.N.).



3. Das Berufungsgericht geht im Anschluß an cue Ent­
scheidung des Senats in BGHZ 45, 229 von einer 30-jährigen 
Verjährungsfrist für die Gebührenforderungen des Architek­
ten aus. Nach der neuen Rechtsprechung des Senats verjäh­
ren die Gebührenansprüche des Architekten jedoch in zwei 
Jahren (BGHZ 59, 163; 60, 98). Ob unter Berücksichtigung 
der Zweijahresfrist die geltend gemachten Ansprüche als 
verjährt anzusehen sind, bedarf der Prüfung* Für den Be­
ginn der Verjährung wäre dabei nicht auf die Bestimmung 
des § 21 GOA abzustellen. Es ist zwar von den Gebühren­
sätzen der GOA als übliche Vergütung auszugehen. Die Be­
stimmung des § 21 GOA ist aber nur anzuwenden, wenn die 
Parteien die Anwendbarkeit der GOA ausdrücklich verein­
bart haben (BGHZ 60, 98, 100). Eine solche Vereinbarung 
liegt jedoch nicht vor. Die Verjährung begann daher mit 
dem Schluß des Jahres zu laufen, in dem der Anspruch 
fällig wurde. Das wurde er mit der Abnahme der Leistungen 
(§ 641 BGB).

III.

Nach alledem kann das angefochtene Urteil keinen Be­
stand haben. Es war daher aufzuheben und die Sache zur 
neuen Verhandlung und Entscheidung - auch über die Kosten 
der Revision - an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Erst wenn feststeht, in welcher Höhe Ansprüche des 
Klagers für die in der Rechnung vom 11. Januar 1966 ge­
nannten Leistungen und für die statischen Berechnungen, 
Baubetreuung und Nebenkosten bestehen, ist Raum für eine 
Feststellung, welche Beträge sich der Kläger als bereits 
erbrachte Tilgungsleistungen anrechnen lassen muß und mit 
welchen Gegenforderungen die Beklagte aufrechnen kann



(RGZ I6l, 167, 171). Es bedarf daher keines Eingehens auf 
die von der Revision erhobenen Rügen wegen der. Nichtberück' 
sichtigung weiterer Tilgungsleistungen und zur Aufrechnung 
gestellter Gegenforderungen.

Der Senat hat von der Möglichkeit des § 565 Abs. 1 
Satz 2 ZPO Gebrauch gemacht.

Schmidt
Recken

Erbel
Doerry

Girisch
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